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ZB
Diese interuniversitäre Zusammenarbeit bietet
den jungen Leuten aus den bildungspolitisch
benachteiligten Gebieten ein individuelles Chancenplus,

gehört aber gleichzeitig zur deklarierten
Politik der Sowjetisierung («Internationalisie-
rung») und findet praktisch dominant als Russi-
fizierung statt.

Ärfeeltspraxis
Schlagseitig wirkt sich schliesslich der Austausch
aus, der dadurch entsteht, dass man die
Jungakademiker nach Studienabschluss zu drei Jahren
Arbeit abkommandiert (nachher kann sich der
Absolvent individuell um Stellen bewerben). Man
benützt häufig die Gelegenheit, die Nichtrussen
in die Betriebe Zentralrusslands zu schicken,
während umgekehrt die jungen russischen
Intellektuellen in andere Sowjetrepubliken gelangen.

Viele Nichtrussen wollen nach Abschluss ihrer
auswärtigen Studien nicht in ihre Heimat zurückkehren.

Sie ziehen es oft vor, in grösseren Zentren

zu bleiben, wo es mehr zivilisatorischen
Komfort gibt und die Aufstiegsmöglichkeiten
besser sind. Und wer die dreijährige Arbeitspraxis

in den zentralen Regionen der Sowjetunion
hinter sich hat, findet dort den Anschluss an die
berufliche Karriere am besten.

Zur Entfremdung von einer Minderheitenkultur
ist ein Standort in Russland übrigens nicht von-
nöten. Ein Russe braucht seine Muttersprache in
keiner andern Sowjetrepublik abzulegen, der
Nichtrusse verliert sie in jeder andern als der
seinen. Das erstrebte Einheitsvolk wird russophon.

Die sowjetische Nationalitätenpolitik hat repressive

Züge, die zum Widerstand reizen. Die
geschilderte Studientaktik ist anderer Art. Sie führt
dazu, dass die einzelnen nichtrussischen Völker
laufend einen Teil ihrer eigenen «nationalen In-
telligenzia» verlieren.
Anderseits weist die Vermehrung solcher Praktiken

(sie geht mit anderweitigen Russifizierungs-
massnahmen Hand in Hand) auch Elemente einer

Russifizierte
Nationalisten
Peter Vins, der 23jährige russische Dissident aus
der Ukraine, den man im letzten Sommer gegen
Spione austauschte, hat sich in seinem Gespräch
für das ZeitBild (siehe Nr. 26/1979) am ukrainischen

Beispiel auch über einige Aspekte der
nationalen Frage geäussert. Er selbst hält sie nicht
für prioritär (als Mitglied der Kiewer Helsinki-
Gruppe setzte er sich vorwiegend für allgemeine
Bürgerrechte ein, in deren Rahmen nationale —
oder auch religiöse — Anliegen zur Geltung kommen

könnten), sieht aber die nationale Opposition

als überaus wichtigen Faktor an.
Auf jeden Fall müsse das auch die behördliche
Beurteilung sein; die Repression werde stets um
einen Grad härter, sobald sie sich gegen «Nationale»

richte. Unter den politischen Gefangenen
der UdSSR befinden sich laut dem ehemaligen
KZ-Insassen Vins unverhältnismässig mehr
Ukrainer, als ihrem Bevölkerungsanteil entsprechen

würde, und sie werden für vergleichbare
Delikte meist schärfer bestraft als russische
politische Opponenten.

Gegenoffensive auf. Denn rein demographisch
fühlen sich die Russen mit ihrer im Vergleich zu
den asiatischen Völkern geringen Geburtenrate
in die Defensive gedrängt.

Der demographische Druck
der Nichtrussen: letzte Volks- v

Zählung ohne letzte Zahlen
Die Resultate der Volkszählung vom 17. Januar
1979 sind zu diesem Punkt aufschlussreich —
durch ihre bisherige NichtVeröffentlichung.

Das statistische Zentralamt hat laufend Teilergebnisse

bekanntgegeben: Gegenüber der letzten
Volkszählung von 1970 Anstieg der Bevölkerung
um knapp 21 Millionen auf 262 Millionen,
Anstieg des Anteils an Stadtbevölkerung von 56 auf
62 Prozent, Anstieg des Bevölkerungsteils mit
abgeschlossener oder nicht abgeschlossener
Mittelschulbildung um 46 Prozent auf 139 Millionen.
Und manches andere mehr.

Aber die Angaben über die nationale Zusammensetzung

des «Sowjetvolkes» lassen auf sich warten.

Anscheinend machen diese Berechnungen
mehr Mühe als andere. Die letzte Veröffentlichung

(vom 27.12.1979) beschränkte sich auf die
Erklärung, die «grosse Mehrheit der Nationalitäten»

habe «einen Bevölkerungszuwachs zu
verzeichnen». Bei der günstigen sprachlichen
Entwicklung hingegen waren Zahlen zu haben: Die
Zahl der Nichtrussen, die als zweite Sprache
fliessend Russisch sprechen, ist von 41,9 Millionen

(1970) auf 61,3 Millionen angestiegen.

Der Bescheid über das Verhältnis von Russen
und Nichtrussen steht jedenfalls noch aus. Die
Zählung von 1970 hatte den Anteil der Nichtrussen

mit 46,6 Prozent ausgewiesen, aber schon
1978 war demographischen Schätzungen zu
entnehmen, dass der Gleichstand erreicht worden
sei. Mit (annähernder) Sicherheit sind die Russen
heute majorisiert.

*

Den heutigen Bestand an Sprache und Kultur
hält Vins nur in der Westukraine für einheitlich
bewahrt. Das übrige Land sei russisch durchmischt

bis russifiziert.

Zu den Hochschulen auf ukrainischem Territorium

selbst meint Vins, auch für ukrainische
Professoren und Studenten sei Russisch so sehr die
normale Arbeitssprache geworden, dass sie Mühe
hätten, sich ukrainisch auszudrücken, und sich
dieser Mühe nur ungern unterzögen. Mancher
Jungakademiker komme sich sozusagen wie
folkloristisch verkleidet vor, wenn er seine Muttersprache

gebrauche.

Das alles scheint eindeutig. Aber hier kommt eine
interessante Beobachtung. Laut Vins wäre es
nämlich durchaus voreilig, vom Russifizierungs-
grad allein auf das Abhandenkommen des nationalen

Bewusstseins zu schliessen. Ihm sind Fälle
von Studenten bekannt, die ihre eigene sprachliche

Russifizierung als «urban» und «modern»
geradezu pflegten, aber trotzdem (oder
kompensatorisch?) ein ausgesprochenes Nationalgefühl
mit oppositioneller Schlagseite entwickelten. Auch
das ist natürlich keine «Gesetzmässigkeit», aber
es zeigt jedenfalls, dass die Russifizierungsdaten
politisch weniger schlüssig sind, als man annehmen

würde.

2/80 3
Der demographische Druck erzeugt administrativen

Gegendruck. Nach offizieller Lesart erstrebt
man für jetzt die «Annäherung» und für später
die «Verschmelzung» der Sowjetnationen im
einheitlichen Sowjetvolk. Hierzu bedarf es der
Nachhilfe. Sie wird hauptsächlich von zwei
Institutionen erbracht: von der Schule und von der
Armee. S9

In Kürze
Eine Lücke im Kulturleben ist geschlossen worden.

Breschnew figuriert nunmehr auch als
Dichter eines Oratorientextes. Vertonungswürdige

Worte aus seinen Memoiren setzte die
Komponistin G. Achmetowna Schubnowa in ein
musikalisches Werk um, das letzten Herbst unter
dem Titel «Brot und Lieder» als Oratorium
uraufgeführt wurde, aus Anlass des 6. sowjetischen
Komponistenkongresses. Die Künstlerin hatte
bereits einen Brief Lenins sowie Gedanken über
die Energieversorgung vertont.

*

In Polen hat eine Sejmkommission über die
Arbeit der Kleinbetriebe rapportiert, die der Staat
seit einiger Zeit an Private verpachtet. Es handelt

sich um 12 000 Detailhandelsgeschäfte,
2000 gastronomische Betriebe und 650
Dienstleistungsbetriebe. Der Parlamentsbericht kommt
laut «Zycie Warszawy» zu einem günstigen Urteil

(das freilich ein ungünstiges Urteil über die
staatliche Betriebsführung impliziert): Im
allgemeinen hätten die betreffenden Betriebe seit
ihrer Verpachtung den Umsatz gesteigert und das

Angebot an Waren oder Dienstleistungen ver-
grössert. Gleichzeitig sei dort die Arbeitszeit
besser geregelt als früher, und dabei «erspare
sich» der staatliche und genossenschaftliche
Handel erst noch 16 000 Arbeitskräfte, die er
anderswo einsetzen könne.

Aehnlich positiv würdigt der gleiche
Kommissionsbericht auch die rein privaten Kleinunternehmen:

19 000 Läden, 3300 gastronomische
Betriebe und gut 700 Dienstleistungsbetriebe. Sie

beschäftigen rund 42 000 Personen und erzielen
einen Jahresumsatz von 15,5 Milliarden Zloty,
fünfmal mehr als 1974 (damals erliess man
gesetzliche Bestimmungen zur Entwicklung des

«privaten Sektors» in Detailhandel und Gastgewerbe).

Weniger zufrieden zeigt sich die Kommission
mit der geographischen Verteilung der Privatbetriebe.

Man hätte sie gerne dort angesiedelt, wo
das staatliche Versorgungsnetz nicht hinreicht,
aber: «Die Praxis zeigt leider, dass sich privater
Handel und private Dienstleistungen dort besser

entwickeln, wo ein Netz gesellschaftlicher
Geschäfte und Dienstleistungsbetriebe schon
vorhanden ist.» Mit andern Worten: der staatliche
Sektor versagt im Konkurrenztest, sobald man
ihn ermöglicht.

Der Bericht kommt insgesamt zum «positiven
Urteil», dass der Privatsektor eine «wichtige
Ergänzungsrolle» spiele. Na ja, mehr ist ihm offiziell

nicht zugestanden. Aber eigentlich belegen
die von der Kommission selber vorgelegten Zahlen

und Fakten etwas anderes: dass sich dieser
Sektor als bessere Alternativlösung durchsetzt,
wenn er nur grünes Licht erhält.
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